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betr. Gebührenerhöhung bei der Deutschen Bundespost 


Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen hat mit 
Schreiben vom 17. Juni 1973 - 603 7501 - 1 c - die o. a. Kleine 
Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Ist der auffällige Rückgang an Zuverlässigkeit und Schnellig- 
keit von Postsendungen durch gezielte Einsparungsmaßnahmen 
bedingt oder welche anderen Gründe liegen für diese Leistungs- 
verschlechterung vor? 

Von einem auffälligen Rückgang an Zuverlässigkeit und Schnel- 
ligkeit von Postsendungen kann nicht die Rede sein. Eine erst 
kürzlich durchgeführte Laufzeitprüfung im gesamten Bereich der 
DBP - an unterschiedlichen Wochentagen - hat ergeben, daß 
97 v. H. aller Briefe in der Regellaufzeit ihren Empfänger errei- 
chen. Sendungen, die in der Regellaufzeit den Empfänger nicht 
erreichen, sind oft unrichtig beanschriftet. Angesichts dieses 
Sachverhalts dürfte der Hinweis auf einen Fall vor dem Bundes- 
arbeitsgericht fehlgehen. Im übrigen hat das Bundesarbeitsge- 
richt bei dem erwähnten Beschluß (2 AZ B 30/72 vom 7. Februar 
1973) der klagenden Partei gerade deshalb Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand gewährt, weil der Anwalt nicht mit einer 
solchen Panne der Post (4 Tage Laufzeit) habe rechnen müssen. 
Das bedeutet doch nichts anderes, als daß man sich normaler- 
weise auf die Pünktlichkeit der Post verlassen kann. 


2. Sind weitere Einschränkungen im Dienstleistungsangebot beab- 
sichtigt, um die geplante Gebührenerhöhung ganz oder teilweise 
zu vermeiden? 

Einschränkungen im Dienstleistungsangebot sind bisher nicht 
vorgenommen worden. Es ist auch nicht geplant, Dienstlei- 
stungseinschränkungen vorzunehmen, um Gebührenerhöhun- 
gen zu vermeiden. 


Druck: Thenäe Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/851 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


3. Sind die Presseverlautbarungen zutreffend, daß die Gebühren- 
vorlage des Bundespostministers noch nicht entscheidungsreif 
sei, und wenn ja, welches sind die Voraussetzungen, die noch 
geschaffen werden müssen, um darüber im Kabinett entschei- 
den zu können? 


Die Gebührenvorlage des Bundespostministers wurde aus sta- 
bilitätspolitischen Überlegungen zunächst zurückgestellt. Im 
übrigen ist der Verwaltungsrat der DBP das ständige Entschei- 
dungsorgan über Gebührenvorlagen der DBP. 


4. Welche Aufgaben hat die nach Pressemeldungen im Zusam- 
menhang mit der geplanten Gebührenerhöhung eingerichtete 
Arbeitsgruppe von Bundeswirtschafts-, Bundespost-, Bundes- 
finanz- und Bundesverkehrsminister? 


Es ist Aufgabe der Arbeitsgruppe, die bisherigen und geplanten 
Rationalisierungsvorhaben der BDP zu begutachten, evtl, wei- 
tere Anregungen zu geben und ihre Auswirkungen auf den 
Haushalt der Post zu überprüfen, Vorschläge für die künftige 
Investitionspolitik der DBP zu machen sowie die mittel- und 
langfristigen Aspekte der Gebührenpolitik der DBP zu unter- 
suchen. 


5. In welchem Umfang sind nach Auffassung der Postverwaltung 
Gebührenerhöhungen notwendig, um den Haushalt der Post 
ausgleichen zu können? 

Der Haushalt der Post ist auch ohne Gebührenerhöhungen aus- 
geglichen. Ohne Gebührenerhöhungen müßten die Ausgaben 
durch eine entsprechend höhere Kreditaufnahme finanziert 
werden. In welchen Relationen - Umsatzerlöse, Kreditaufnah- 
men - der Haushalt der Post mittelfristig zu finanzieren ist, ist 
noch nicht entschieden. 


6. Sind bei diesem Betrag die politischen Lasten der DBP abge- 
setzt, wenn ja, in welcher Höhe; wenn nein, aus welchen Grün- 
den ist dies nicht geschehen? 

Die Bundesregierung ist wie ihre Vorgängerinnen der Auffas- 
sung, daß - bis zur Schaffung neuer Rechtsgrundlagen, die die 
finanzielle Beziehung zwischen dem Bund und seinem Sonder- 
vermögen neu regeln - die politischen Lasten der DBP im Zu- 
sammenhang zu sehen sind mit dem wirtschaftlichen Nutzen, 
den die Post aus den Alleinbetriebsrechten und ihrer weit- 
gehenden Steuerbefreiung genießt. Im übrigen beläßt der Bund 
der DBP einen erheblichen Teil der Ablieferung (1973 988 Mio. 
DM) und entlastet die Erfolgsrechnung der DBP von Fremd- 
kapitalzinsen durch Übernahme des Schuldendienstes für 
3,3 Mrd. DM von der DBP aufgenommene Kredite (im Rj. 1973 
in Höhe von 190,7 Mio DM). 
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7. Wie hoch ist der voraussichtliche Verlust für das Jahr 1973 
nach den neuesten Berechnungen der Verwaltung unter Berück- 
sichtigung der Auswirkung der Gebührenerhöhungen in den 
Jahren 1971 bis 1973, der Verkehrsentwicklung sowie der Ko- 
stenentwicklung im Bereich des Personals und des Schulden- 
dienstes? 

Der voraussichtliche Verlust des Jahres 1973 beläuft sich auf 
rd. 560 Mio DM. 


8. Wie hoch wird - auf realistischen Erfahrungswerten fortge- 
schrieben - der Verlust in den Jahren 1974 und 1975 sein, wenn 
keine Gebührenerhöhung in diesen Jahren durchgeführt wird? 

Wenn keine Gebührenerhöhungen durchgeführt werden, wer- 
den die Verluste voraussichtlich 

1974 = 1250 Mio DM und 

1975 = 2350 Mio DM betragen. 


9. Wie hoch wird für diesen Fall das Eigenkapital der Post, das 
am 31. Dezember 1969 noch fast 29 v. H. betrug, am 31. Dezem- 
ber der Jahre 1973, 1974 und 1975 in etwa sein? 

Das Eigenkapital der DBP wird sich dann absolut und relativ 


i folgt entwickeln: 

Eigenkapital in Mio DM 

Anteil des Eigenkapitals 
am Gesamtkapital in v. H. 

1973 

6890 

15,8 

1974 

6700 

13,1 

1975 

6000 

10,2 


10. Beabsichtigt die Bundesregierung für den Fall, daß das neue 
Postverfassungsgesetz zum 31. Dezember 1973 in Kraft tritt, 
eine Gebührenvorlage des Vorstands den Vorschriften des § 25 
des Entwurfs entsprechend gemäß § 20 Abs. 4 Satz 2 abzuleh- 
nen und die hieraus bedingten Mindererträge auf den Bundes- 
haushalt zu übernehmen? 

Die Bundesregierung vermag im derzeitigen Stadium des Ge- 
setzgebungsverfahrens nicht zu übersehen, welche Bestimmun- 
gen des Gesetzentwurfs und in welcher Fassung diese Bestim- 
mungen Gesetzeskraft erlangen. Die Bundesregierung sieht 
sich nicht in der Lage, Absichtserklärungen auf hypothetischer 
Grundlage abzugeben. 
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